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ANZEIGE

KeineversuchteTötung, trotzdemHaft
Das Basler Strafgericht beurteilt den Polizistenangreifer als nur vermindert schuldfähig.

Er soll zwei PolizistenEndeOk-
tober 2020 vor dem Migros
Claramarkt angegriffen haben.
In jeder Hand hielt er ein Mes-
ser. Erst nach mehrmaligen
Aufforderungen sowie nach
zwei Tasereinsätzen konnten
die Beamten Arlind C.* fest-
nehmen.AmMontagmusste er
sich vor demBasler Strafgericht
verantworten (die bz berichte-
te). Ihm wurde unter anderem
mehrfache versuchte vorsätzli-
che Tötung sowie Gewalt und
Drohung gegen Beamte vorge-
worfen.

AmDienstagvormittag fällte
das Strafgericht das Urteil. Ar-
lind C., der seit dem Vorfall in
Untersuchungshaft sitzt, muss
weitere drei Monate absitzen –
damit erhält er eine Freiheits-
strafe von neunMonaten. Dazu
kommteineGeldstrafevonzehn
Tagessätzen zu 30Franken auf-
grund der Beschimpfungen.

«Es war unbestritten eine
gefährliche Situation für die
Polizisten», sagt Strafgerichts-
präsident Dominik Kiener bei
derUrteilsverkündung.DerBe-
schuldigte sei mit nach vorne
gestrecktenMessern auf sie zu-
gelaufen. Auch für Polizisten

sei das eine unangenehme und
ausserordentliche Situation.
«Ihre Aufgabe war es, ihn fest-
zunehmen», sagt Kiener. Und
daran seien sie vom Angeklag-
ten gehindert worden. Die bei-
denBeamtenhätten vorbildlich
und professionell gehandelt.
Auch der zweimalige Einsatz
des Tasers sei nicht anzuzwei-
feln. Es sei nötig gewesen, um
Arlind C. zu stoppen und fest-
nehmen zu können.

Dennoch kann dasGericht den
Beschuldigten nichtwegen ver-
suchter vorsätzlicher Tötung
belangen. «Gewisse Punkte
müssen wir offenlassen, da wir
sie nicht abschliessend beant-
worten können», so der Rich-
ter. Da der Beschuldigte keine
Aussagen machen wolle oder
könne, müsse auf die Schilde-
rungen der betroffenen Beam-
ten sowieder beidenAugenzeu-
gen abgestellt werden. Diese
würden zwar in gewissenPunk-
ten nicht übereinstimmen, der
Grossteil des Vorfalls sei aber
bestätigt.

Weiter hätten die Polizisten
stets einen genügend grossen
AbstandzuArlindC.haltenkön-
nen, weshalb das alleinige Hal-
ten zweier Messer nicht ausrei-
chend sei für diesen Straftatbe-
stand. «Aber der Beschuldigte
hat den Beamten gedroht, sie
tätlich angegriffen sowie be-
schimpft.»

Weil erdurchalle
Maschen fällt
Mit den neun Monaten Frei-
heitsstrafe fällt das Gericht auf
den ersten Blick ein mildes
Urteil.Dies resultiere jedochaus

der verminderten Schuldfähig-
keit vonArlindC., sagtderRich-
ter.Aufgrund seiner verminder-
ten Intelligenz, der Verhaltens-
störungsowiederSchizophrenie
könne er nicht vollständig für
seine Taten verantwortlich ge-
macht werden.

Die Krankheit des Beschul-
digten ist dennauchderGrund,
warum sich das Strafgericht
gegeneinenLandesverweis ent-
schieden hat. «Das Risiko der
Verwahrlosung im Kosovo ist
nicht vonderHand zuweisen»,
so Kiener. Hier in der Schweiz
habe er dankderUnterstützung
seiner Mutter und der Kesb ein
«feines Netz», das ihn auffan-
gen könne. Dieses funktioniere
zwar auch nur halbwegs, aber
«wenigstens fallen Sie hierwei-
cher», sagt der Richter zu
Arlind C. Im Kosovo hingegen
gäbe es diese Unterstützung
nicht.

Staatsanwaltschaft und Be-
schuldigter können das Urteil
anfechten. Es ist somit noch
nicht rechtskräftig.

Silvana Schreier

* Name geändert.

EineWoche längerFerien fürLehrlinge
Die Basler SP-Nationalrätin SarahWysswill sechs statt fünfWochen für Lernende. DerGewerbeverband ist skeptisch.

Elodie Kolb

Eine Woche mehr Ferien im
Jahr.Das fordert SP-Nationalrä-
tin SarahWyss fürdieLehrlinge
in der ganzen Schweiz. «Für
Lernende ist der Arbeitstagmit
demAusstempelnnicht fertig»,
schreibt sie inderMotion,die sie
nächste Woche an der Sonder-
session in Bern einreichenwill.

Konkret fordert sie eineAuf-
stockungvondenaktuellen fünf
auf sechsWochen fürLernende
bis 20.Obwohl ihrVorschlagnur
die jüngsten Lehrlinge betrifft,
«wäre das schon einmal ein
Schritt indie richtigeRichtung»,
so Wyss. «Es sind schliesslich
die ganz Jungen, die Freundin-
nenundFreundehaben,die am
Gymnasium rund 14 Wochen
Schulferien haben.» Zurzeit
sind für Jugendliche und Lehr-
lingebis 20 Jahren fünfWochen
im Jahr gesetzlich vorgeschrie-
ben, für alle anderenmüssen im
Minimumderen vier reichen.

Lehrensollenwieder
attraktiverwerden
In ihrem Heimatkanton Basel-
Stadt hat sich die Politikerin im
vergangenenSommermit ihrem
Anliegen bereits durchgesetzt:
Der Regierungsrat beantworte-
te einen Anzug von Wyss aus
dem Jahr 2013, worin sie für die
Lernenden beim Kanton eine
zusätzliche Ferienwoche gefor-
dert hatte. Der Kanton führt
deswegen diesen Sommer für
dieLehrlingezusätzlich zu ihren
Ferien fünf«Flex-Tage»ein, die
sie flexibel nutzen können. In
diesem Zusammenhang hatte
der Kanton eine Umfrage bei
seinen Angestellten durchge-

führt. Dort hatte sich gezeigt,
dass viele Lernende die freie
Zeit zum Lernen brauchen.
«Dasbedeutet, die fünfWochen
sind gar nicht Freizeit, sondern
werden mehrheitlich zum Ler-
nen benötigt», soWyss.

Mit ihremVorstosswolle sie
denn auch die Attraktivität von
Lehren wieder steigern und
gleichzeitig einen Fachkräfte-
mangel vorbeugen. Denn gera-
de bei den Lehrstellenbörsen
merke sie, dass es viele offene
Lehrstellengibt.«Dieklassische
Lehre machen nicht mehr so
viele – besonders nicht in Ba-
sel», so Wyss. Im Schuljahr
2019/20 absolvierten in Basel
5700 Personen eine Lehre, im
Baselbiet waren es rund
6200Lehrlinge.

Gerade grössere Unterneh-
men bieten ihren Lernenden
aber bereits heute sechs Wo-
chen Ferien, darunter Migros,
Coop und die Post. Für David
Weber, Mediensprecher vom
Gewerbeverband, ist aber klar:
«Es sind wenige und insbeson-
dere sehr grosseUnternehmen,
die sicheine sechsteWoche leis-
ten können.»

Gewerbeverbandkritisch
gegenüberMotion
WebererachtetdenVorstoss für
dieAttraktivitätssteigerungvon
Lehrstellen denn auch nicht als
sinnvoll undbezweifelt, dassda-
durch mehr Jugendliche eine
Lehre beginnen. «Diesbezüg-
lich sind andere Massnahmen
wichtiger», soWeber. ZumBei-
spiel die Stärkung der Berufs-
wahlinformation in den Schu-
len. Deshalb, schreibt der Me-
diensprecher, lehne der

Gewerbeverband diese Mass-
nahme ab. Eine zusätzliche Fe-
rienwoche würde zu weiteren
AbsenzenderLernenden inden
Betrieben führen, was wieder-
umzueinemAnstiegderKosten
führe.

«Dafür ist es ein denkbar
schlechterZeitpunkt.DieUnter-
nehmen sind mit Hochdruck
daran, die bestehenden Ausbil-
dungsplätze zu erhalten. Da
braucht es nicht noch eine zu-
sätzlicheBelastung», soWeber.
Ausserdem seien es mit Ab-
schlussreisen bereits jetztmehr
als nur fünfWochen Ferien.

DerGrunddafür,dass siebe-
reits nach so kurzer Zeit ihr An-
liegenaufnationalerEbeneein-
bringen möchte, ist laut Wyss
die rechtliche Lage: «Das Pro-
blem ist, dass die Erhöhung der

Ferientage auf kantonaler Ebe-
ne nur für Kantonsangestellte
verpflichtend eingeführt wer-
denkann.»Dies,weil fürdiePri-

vatwirtschaft das Schweizeri-
sche Obligationenrecht (OR)
gelte.Dasbedeutet, solangedie
geforderten sechs Wochen Fe-

rien für Lernende unter 20 Jah-
ren nicht im OR stehen, könne
man die Privatwirtschaft nicht
dazu zwingen. Wyss sagt: «Der
kantonale Anzug war für mich
darumauch immeretwasunbe-
friedigend. Für mich war es die
logischeFolge,dasAnliegennun
auch national auf den Tisch zu
bringen.»

Es sei ihr bei ihremVorstoss
auch wichtig gewesen, eine
Möglichkeit für Entschädigun-
gen mit einzubringen, sagt
Wyss. Gerade um kleine und
mittlere Unternehmen (KMU)
zuentlasten:«Beispielsweise in
Basel gibt es unterschiedliche
Fonds, die man für diesen
ZwecköffnenundsodenUnter-
nehmen entgegenkommen
könnte.» So könne sich der
Bund oder der Kanton auch
mehranderAusbildungderLer-
nenden beteiligen.

SechsWochenFerien für
allewarnicht erwünscht
An einer Erhöhung der Ferien-
wochen für alle Arbeitnehmen-
den ist die Bevölkerung derweil
nicht interessiert: Eine Initiati-
ve, die sechsWochenFerien für
alle Arbeitenden forderte, wur-
de im Jahr 2012 von zwei Drit-
teln abgelehnt. Das letzte Mal
wurde vor 18 Jahren ein ähnli-
cher Vorstoss wie der vonWyss
imNationalrat eingereicht. «Es
wird sicherlich nicht einfach
werden, für die Motion Mehr-
heiten im Parlament zu erhal-
ten», glaubtWyss. Siehofftaber,
«analog wie in Basel, trotzdem
einigeStimmenausdembürger-
lichen Lager zu bekommen».
Gerade,weil eineUnterstützung
der KMUangedacht sei.

Mehr Ferien sollen Lehren attraktiver machen. Symbolbild: imago

«Dieklassi-
scheLehre
machennicht
mehrviele.»

SarahWyss
Nationalrätin SP

«Eswarunbe-
stritteneine
gefährliche
Situation für
diePolizisten.»

DominikKiener
Strafgerichtspräsident

ProVelokritisiertRegierung
wegentödlichemUnfall
Offener Brief Der Verband Pro
VelobeiderBasel richtet sichmit
einem offenen Brief an die Bas-
lerRegierung.Grund ist der töd-
liche Velounfall auf der Kreu-
zung Luzernerring/Burgfelder-
strasse vor zweiWochen (die bz
berichtete mehrfach). Ein sol-
cherUnfall sei vorhersehbar ge-
wesen, schreibt Pro Velo in
einem Brief. Die 50-jährige Ve-
lofahrerin starb, involviert war
ein Lastwagen.

Die näheren Umstände sei-
en dem Verband zwar nicht be-
kannt. Jedoch sei klar, dass die
Strasse an dieser Stelle einen
schwerwiegenden Mangel auf-

weise. «Es fehlt einVelostreifen
genaudort,wo zweiMotorfahr-
zeugspuren auf eine Spur redu-
ziertwerden.»ProVelohabedie
Behördenseit Jahrenwiederholt
darauf aufmerksam gemacht.
Leider sei derEindruckentstan-
den, dass dieVerkehrskapazität
einenhöherenStellenwert habe
als die Sicherheitsbedenken.

Nun fordertProVelo zahlrei-
che Verbesserungen für die
Kreuzung. So soll etwadie rech-
te Fahrspur nur noch für rechts-
abbiegende Autos befahrbar
sein. Zudem wird ein durchge-
hender Velostreifen auf dem
Luzernerring gefordert. (mka)
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